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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christoph Meyer, Christian Dürr, 
Grigorios Aggelidis, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
- Drucksache 19/9090 - 


Zusammenarbeit von Bundesregierung und externen Interessenträgern (Teil 12)- 
WWF 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Der WWF wurde 1961 als „World Wildlife Fund“ gegründet und firmiert seit 
1986 unter dem Namen „World Wide Fund For Nature“. Er hat seinen Sitz in 
Genf und unterhält derzeit in über 100 Ländern Büros. Das globale Budget des 
WWF lag 2017 bei 767 Mio. Euro (vgl. Jahresbericht 2017/2018 WWF- 
Deutschland, S. 22). In der Bundesrepublik Deutschland wird der WWF durch 
die Sektion „WWF Deutschland“ mit Sitz in Berlin vertreten. Es handelt sich 
hierbei um eine Stiftung bürgerlichen Rechts. Ziel der Stiftung ist die Bewah¬ 
rung der biologischen Vielfalt. Hierzu werden weltweit, teilweise mit Partnern, 
eigene Projekte finanziert und realisiert. 

Die Gesamteinnahmen des WWF Deutschland betrugen ausweislich des aktu¬ 
ellen Jahresberichts etwa 85,3 Mio. Euro im Jahr 2018. Mehr als ein Viertel 
(28 Prozent) dieser Gelder stammen aus „institutionellen Zuwendungen“, also 
von der öffentlichen Hand. Hierunter fallen neben direkten Zahlungen aus dem 
Bundeshaushalt auch Mittel der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). 

Aktuell steht der WWF öffentlich in der Kritik. Das Nachrichtenportal 
BuzzFeed wirft ihm vor, kriminelle Wildhüter finanziell und logistisch unter¬ 
stützt zu haben. Dabei sollen auch Menschen zu Tode gekommen sein (www. 
spiegel.de/wissenschaft/natur/wwf-die-schocktruppen-der-umweltorganisation- 
im-kampf-gegen-die-wilderei-a-1256336.html). 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Auch wenn der World Wide Fund For Nature (WWF) Deutschland in seinem 
Jahresbericht 2017/2018 von „institutionellen Zuwendungen“ spricht, weist die 
Bundesregierung daraufhin, dass der WWF Deutschland nicht institutionell, son¬ 
dern nur im Rahmen von zeitlich befristeten, inhaltlich begrenzten Vorhaben mit 
Mitteln aus dem Bundeshaushalt gefördert wird. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit vom 29. April 2019 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Zur Klarstellung wird darauf hingewiesen, dass von KfW keine Eigenmittel der 
KfW an den WWF ausgezahlt wurden oder werden, im Übrigen wird auf die Ant¬ 
wort zu Frage 9 verwiesen. 


1. Verfugt der WWF Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung über 
weitere ihm zugehörige Institute, vergleichbar dem Verhältnis dem Michael- 
Otto-Institut zum NABU, und wenn ja, welche sind dies? 

Der Bunderegierung liegen hierzu keinen Informationen vor. 


2. Kann die Bundesregierung ausschließen, dass dem WWF Deutschland zur 
Verfügung gestellte Mittel aus dem Bundeshaushalt von diesem an Kapital¬ 
gesellschaften weitergereicht werden? 

Ob Mittel aus dem Bundeshaushalt im Rahmen von öffentlichen Aufträgen oder 
Zuwendungen auch an juristische Personen wie Aktiengesellschaften und Gesell¬ 
schaften mit beschränkter Haftung im Sinne eines Unterauftrages weitergeleitet 
werden können, hängt von den jeweils einschlägigen Förderrichtlinien ab und 
wird im Einzelfall im Rahmen der Antrags- oder Angebotsprüfung vom Mittel¬ 
geber geprüft. 


3. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2008 bis 2018 Mittel 
aus dem Bundeshaushalt zu, und wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen 
Titeln (bei Projektmitteln bitte nach Einzelprojekten und Jahresleistungen 
aufschlüsseln)? 

Die der Bundesregierung dazu aktuell vorliegenden Informationen sind in der 
beigefügten Tabelle enthalten. 


4. Welche Nachweise zur zweckentsprechenden Verwendung nach § 44 Ab¬ 
satz 1 der Bundeshaushaltsordnung wurden vom WWF Deutschland beige¬ 
bracht? 

Grundsätzlich für alle Ressorts gilt: Behörden, die Zuwendungen des Bundes be¬ 
willigen, verlangen von Zuwendungsempfängem generell den Nachweis der 
zweckentsprechenden Verwendung (Verwendungsnachweis) entsprechend den 
Nebenbestimmungen zur Bewilligung (in der Regel Zuwendungsbescheid). Diese 
Nachweise umfassen bei Zuwendungen zur Projektförderung einen Sachbericht 
und einen zahlenmäßigen Nachweis. In dem Sachbericht sind die Verwendung 
der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen und den 
vorgegebenen Zielen gegenüberzustellen. Im Sachbericht ist auf die wichtigsten 
Positionen des zahlenmäßigen Nachweises einzugehen. Ferner ist die Notwen¬ 
digkeit und Angemessenheit der geleisteten Arbeit zu erläutern. Der zahlenmä¬ 
ßige Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ein¬ 
nahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben auffüh¬ 
ren. Im Verwendungsnachweis hat der Zuwendungsempfänger zu bestätigen, 
dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren 
worden ist und die Angaben mit den Büchern und gegebenenfalls den Belegen 
übereinstimmen. 
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5. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2008 bis 2018 nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mittel von Unternehmen zu, die mehrheitlich 
im Eigentum des Bundes stehen (bitte nach Unternehmen, Projekt und unter 
Angabe der Höhe der Zahlung ausweisen)? 

Unternehmen im Sinne der Fragestellung sind die Deutsche Gesellschaft für In¬ 
ternationale Zusammenarbeit GIZ GmbH, die Engagement Global gGmbH und 
die Zukunft — Umwelt — Gesellschaft (ZUG) gGmbH. Haushaltsmittel des Bun¬ 
des, die von diesen drei Gesellschaften an den WWF Deutschland gezahlt wur¬ 
den, sind den entsprechenden Angaben in der Antwort zu Frage 3 zu entnehmen. 


6. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2008 bis 2018 nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mittel aus Haushaltsmitteln der Länder zu, 
und wenn ja, in welcher Höhe (bei Projektmitteln bitte nach Ländern, Pro¬ 
jekten und Jahresleistungen aufschlüsseln)? 

Die Zuständigkeit für die Haushaltsmittel der Länder liegt bei den Ländern. Der 
Bundesregierung liegen hierzu keine Infonnationen vor. 


7. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2008 bis 2018 nach 
Kenntnis der Bundesregierung Mittel aus dem Haushalt der Europäischen 
Union zu, und wenn ja, in welcher Höhe (bei Projektmitteln bitte nach Län¬ 
dern, Projekten und Jahresleistungen aufschlüsseln)? 

Zuflüsse von Mitteln aus dem Haushalt der Europäischen Union an den WWF 
Deutschland und ihm zugehörigen Instituten und Gesellschaften sind der Bundes¬ 
regierung nicht bekannt. Eine Recherchemöglichkeit in Bezug auf Empfänger der 
von der Europäischen Kommission direkt verwalteten Mittel findet sich auf der 
Website http://ec.europa.eu/budget/fts/index_en.htm. 


8. Flossen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, in den Jahren von 2008 bis 2018 Mittel 
aus bundesunmittelbaren Stiftungen zu, und wenn ja, in welcher Höhe (bei 
Projektmitteln bitte nach Einzelprojekten und Jahresleistungen aufschlüs¬ 
seln)? 

Der Bundesregierung liegen keine systematischen Erkenntnisse über eventuelle 
Projektförderungen zugunsten von WWF Deutschland durch eine bundesunmit¬ 
telbare Stiftung vor. Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 5 der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/4069 verwiesen. 


9. Für welche Projekte flössen dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Insti¬ 
tuten oder Gesellschaften, an denen er beteiligt ist, Mittel in welcher Höhe 
von der bundeseigenen KfW Bankengruppe nach Kenntnis der Bundesregie¬ 
rung in den Jahren von 2008 bis 2018 zu? 

Es wird auf die Antwort zur Frage 3 verwiesen. Die KfW agierte dabei als Durch¬ 
führungsorganisation im Auftrag der Bundesregierung. Dem WWF flössen keine 
Eigenmittel der KfW zu. 
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a) Wer vertritt den Bund in welchen Gremien der KfW Bankengruppe? 

Der Bund ist im KfW-Verwaltungsrat und seinen Ausschüssen sowie im Mittel¬ 
standsrat vertreten. Informationen zur aktuellen Zusammensetzung des KfW- 
Verwaltungsrats und seiner Ausschüsse sind unter www.kfw.de/KfW-Konzem/ 
Über-die-KfW/Vorstand-und-Gremien/Verwaltungsrat-und-seine-Ausschüsse/ 
abrufbar, solche zur aktuellen Zusammensetzung des Mittelstandsrates unter 
www.kfw.de/KfW-Konzem/Über-die-KfW/Vorstand-und-Greini en/Mittelstandsrat- 
bei-der-KfW/. 


b) Wurden Gremien der KfW Bankengruppe, in denen der Bund vertreten 
ist, mit den aktuellen Vorwürfen um mögliche Unterstützung Krimineller 
durch den WWF befasst, und wenn ja, wann? 

Es ist eine Befassung des KfW-Verwaltungsrats nach Abschluss der laufenden 
Untersuchungen zu den aktuellen Vorwürfen geplant. Derzeit befindet man sich 
in der Aufklärungsphase, im Zuge derer es bereits Austausch mit dem Bundesmi¬ 
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), das im 
KfW-Verwaltungsrat vertreten ist, gibt. 


c) Waren in den Jahren von 2008 bis 2018 Gremien der KfW Bankengruppe, 
in denen der Bund vertreten ist, mit der Bewilligung von Mitteln für den 
WWF Deutschland, ihm zugehörige Institute oder Gesellschaften, an de¬ 
nen er beteiligt ist, befasst, und welcher Umstand führte zur Notwendig¬ 
keit einer Befassung? 

Die zuständigen Gremien der jeweiligen KfW-Gesellschaften werden in ihrer be¬ 
stimmungsgemäßen Rolle hinsichtlich der Bewilligung von Mitteln an WWF-In- 
stitutionen eingebunden. Für den fraglichen Zeitraum liegen keine Kenntnisse 
dazu vor. In dem von den Fragestellern genannten Zeitraum finanzierte die KfW 
nur Vorhaben aus Flaushaltsmitteln des Bundes. Eine Befassung der Gremien der 
KfW ist in diesen Fällen nicht vorgesehen. 


d) Stimmt die Bundesregierung der Aussage zu, dass die KfW Banken¬ 
gruppe unter das Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des 
Bundes (Informationsfreiheitsgesetz - IFG) fällt, und wie begründet sie 
ihre Flaltung? 

Die Frage, inwieweit die KfW nach dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) ver¬ 
pflichtet ist, ist differenziert zu betrachten, abhängig davon, ob sie eine öffentlich- 
rechtliche Verwaltungsaufgabe ausübt oder nicht. Zu diesem Themenkomplex 
sind mehrere Gerichtsverfahren anhängig, über die noch nicht rechtskräftig ent¬ 
schieden wurde. Fest steht jedoch, dass nach dem Willen des Gesetzgebers (vgl. 
Bundestagsdrucksache 15/4493, S. 8) Behörden und Einrichtungen, die nur teil¬ 
weise öffentlich-rechtlich tätig werden, nur insoweit zum Informationszugang 
verpflichtet werden können, als dort öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben 
wahrgenommen werden. Dies gilt insbesondere für Kreditinstitute des Bundes. 
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10. Wurden der WWF Deutschland, ihm zugehörige Institute oder Gesellschaf¬ 
ten, an denen er beteiligt ist, oder jeweilige Mitarbeiter in den Jahren von 
2012 bis 2018 mit der Erstellung von Gutachten, Analysen oder Ähnlichem 
durch die Bundesregierung beauftragt, und wenn ja, auf welcher Grundlage 
entschied sich die Bundesregierung für die Genannten als Auftragnehmer? 

Seitens der Bundesregierung wurden im fraglichen Zeitraum keine Gutachten, 
Analysen oder ähnliches beauftragt. Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 3 
verwiesen. 

11. Wurden mit dem WWF Deutschland, ihm zugehörigen Instituten oder Ge¬ 
sellschaften, an denen er beteiligt ist, oder jeweiligen Mitarbeitern in den 
Jahren von 2012 bis 2018 Verträge über Beratungsleistungen, etwa in Form 
von Werkverträgen, geschlossen? 

a) Welche Bundesministerien haben in welchem finanziellen Umfang Bera¬ 
tungsleistungen durch die Genannten in Anspruch genommen? 

b) Auf Grundlage welcher Sachverhalte entschied man sich jeweils für die 
Genannten als Auftragnehmer? 

Seitens der Bundesregierung wurden im fraglichen Zeitraum keine Beratungsleis¬ 
tungen beauftragt. Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 


12. Gab es bei etwaigen Auftragsarbeiten Ausschreibungen, und wenn nein, wa¬ 
rum nicht? 

Wenn ja, welche weiteren Mitbewerber gab es? 

Der Bundesregierung liegen hierzu aktuell keine Infonnationen vor. Ergänzend 
wird auf die Antwort zu den Fragen 10 und 11 verwiesen. 


13. An welchen Projekten und Vorhaben der Bundesregierung, wie etwa Veran¬ 
staltungen, Unterrichtungen und Publikationen, hat der WWF Deutschland 
bzw. haben seine Mitarbeiter in den Jahren von 2008 bis 2018 organisato¬ 
risch oder als Podiumsteilnehmer, Referent oder Ähnliches mitgewirkt (mit 
der Bitte um Einzelaufschlüsselung)? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine systematischen Informationen vor, ent¬ 
sprechende Informationen werden nicht zentral erfasst. 


14. Bestehen oder bestanden Vertragsverhältnisse zwischen der Bundesregie¬ 
rung oder obersten Bundesbehörden auf der einen und dem WWF Deutsch¬ 
land auf der anderen Seite, und wenn ja, was haben bzw. hatten sie zum In¬ 
halt? 


Es wird auf die Antworten zu Frage 3 verwiesen. Darüber hinaus liegen der Bun¬ 
desregierung aktuell keine Informationen vor. 
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15. Fand oder findet ein Mitarbeiteraustausch, etwa in Fonn der Überlassung 
oder Leihe, zwischen Bundesministerien und -behörden auf der einen und 
dem WWF Deutschland auf der anderen Seite statt, und wenn ja, um wie 
viele Personen handelt es sich? 

16. Auf welchen Positionen werden oder wurden die entsprechenden Personen 
in der Bundesverwaltung eingesetzt, und was sind oder waren ihre konkreten 
Aufgaben? 

17. Wer trägt bzw. trug hierfür die Personalkosten in welcher Flöhe? 

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 15 bis 17 gemeinsam be¬ 
antwortet. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung fand bzw. findet kein Mitarbeiteraustausch 
zwischen der Bundesregierung und WWF Deutschland statt. 


18. Entsenden der WWF Deutschland, ihm zugehörige Institute oder Gesell¬ 
schaften, an denen er beteiligt ist, Vertreter in Ausschüsse, Beratungsgre¬ 
mien oder Fachbeiräte des Bundes, und wenn ja, in welche? 

19. Sofern Frage 18 zutrifft, welche Organisationseinheit in den jeweiligen Bun¬ 
desministerien entscheidet über die Besetzung der jeweiligen Ausschüsse, 
Beratungsgremien oder Fachbeiräte auf welcher rechtlichen Grundlage (mit 
der Bitte um einzelne Zuordnung)? 

Die Fragen 18 und 19 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be¬ 
antwortet. 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine systematischen Informationen vor, 
diese Angaben werden nicht zentral erfasst. Die der Bundesregierung aktuell dazu 
vorliegenden Informationen sind in nachfolgender Tabelle erfasst. 


Ressort 

Verband 



BMU/Bundesministe- 
rium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur 
(BMVI) (gemeinsame 
Leitung) 

Naturschutzbund 

(NABU)AVWF/ 

Bund für Umwelt und 
Naturschutz (BUND) 

Gremium 

Beirat zum Bundesprogramm „Blaues Band 
Deutschland“ 



Entscheidung durch 

Jeweilige Abteilungsleiter im BMVI und BMU 



Benannte Personen 

1 Vertreter NABU, 1 Vertreter WWF, 1 Vertreter BUND 



Rechtsgrundlage 

Kabinettsbeschluss vom 1. Februar 2017 

zum Bundesprogramm „Blaues Band Deutschland“. 



Geld- oder 
Sachleistungen 

keine 
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ggf. Titel WWF Teilprojekt 

ICCN-UnterstQtzung bei der Forstzertifizieru 
Kongo) 

Bekämpfung von Wilderei und illegalen 
Wildtierhandel durch Intensivierung des Süd 
Dialogs (zwischen Zentralafrika undThailanc 

INTERPOL (Kamerun, Zentralafrikanische Re 
Thailand) 

Entwicklung eines grenzüberschreitenden La 
Korridors im Ta'i-Sapo-Komplex ,Cöte d'lvoir 
(Sondervermögen EKF) 

Erhöh, d. Biodiversität in einem grenzübergr 
prioritären Schutzgebietskomplex i.d. lori- 
Nlingeschaur Region, Aserbaidschan, Georgi 
(Sondervermögen EKF) 

Schutz und nachhaltige Nutzung des natürlic 
Flussabschnittes des Mekong in Südlaos und 
Kambodscha (Sondervermögen EKF) 

.1 

1 

1 

£ 

8 jj 

2 2 
i§ 

Öffentlichkeitsarbeit und Unterstützung der 
Wildereibekämpfung (Elefantenzählung, Ent 

Anti-Wilderei Strategie, Kulturfestival, Ausst 
Training) 

(südl. Afrika, Mosambik, Zentralafrikanisch 
Republik Kamerun) 

Schutz, nachhaltige Nutzung und faire Vertei 
Mara Wald Ressourcen in Kenia 

Schutz der Biodiversität durch Bekäm pfung \ 
Wilderei und illegalem Handel mit Wildtiere 
Kamerun,Kongo, Dem.Rep. Kongo, Zentralaf 
Republik (EKF) Afrika südlich der Sahara (nu 

Fish for Life - Meeresschutzgebietmanagemi 
Fischverarbeitung in St. Louis, Senegal 

Förderung von Ökokorridoren im Südkaukas 
(Armenien, Aserbaidschan, Georgien) 

Bekämpfung von Wilderei und illegalem Har 
Wildtierprodukten in Mosambik: Förderung 
institutionellen Zusammenarbeit in der Aufk 
von Straftraten (Mosambik) 

Entwicklung einer Strategie zur Wildereibeki 
mit der Entwicklungsgemeinschaft des südlii 
Afrika (SADC) (Südl. Afrika) 

! 

j 

I 

tn 

Mangroven- und Fischereimanagement sow 
Armutsminderung in der Ambarobucht, Ma 


Landwirtschaft und Renaturierung des Lang. 
Feuchtgebiets in Vietnam 

Nachhaltiger Ressourcenschutz und Verbess 
Lebensgrundlagen von Gemeinden durch Eir 
kommunaler Schutzgebiete (Armen ien) 
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